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AR 490. 


Stettiner Zeitung. 


Abendblatt. 


Sonnabend den 19 Oktober. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12%, Sgr., 
für reußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1807. 


Deutſchland. 

Berlin, 18. Oktober. Se. Königl. Hoheit der Kronprinz 
(nicht der König von Grtechenland) dat dem 58. Infanterte- und 
dem 2. ſchleſiſchen Dragoner -Regiment Nr. 8 fein Bildniß, Bruſt⸗ 
bild, in der betreffenden Regiments-Untform, zum Geſchenk gemacht. 
— Ein prachtvoller Rahmen, nach ſpeztellen Angaben vom Hof- 
vergolder Metz ausgeführt, ſchmückt jedes Bild. 

— Das Geburtefeſt des Kronprinzen wurde geſtern in Baden- 
Baden in ſolenner Weife begangen. Mit den Majeſtäten nab- 
men alle dort anweſende bohe Verwandte an der Feter Theil. 
Die ſtädtiſchen Bebörden haben dem Kronprinzen eine Glückwunſch— 
Adreſſe zugeben laſſen. Die Gratulattonen verſchledener Höfe über- 
brachte der Telegrapb. Schon heute werden die Kronprinzlichen 
Herrſchaften mit den Prinzen und der Preinzeſſin Ludwig von Heſſen 
von dort die Reiſe nach England fortſetzen. l 

— In Betreff der Militär-Konventionen empfehlt der Refe- 
rent Becker die Nichtgenebmigung, der Korreferent Stavenhagen 
die Genehmigung der Verträge. 

— Legatlonsrath Bucher bat, wie der Berliner Korreſpondent 
der „Morn. Herald“ berichtet, folgende Inſtrukttonen betreffs der 
Garantleen erbalten, die er von Dänemark für die abzutretenden 
deutſchen Bezirke Nordſchleswigs fordern fol. „Danemark müſſe 
ein Geſetz erlaſſen, kraft deſſen jeder Unterthan deutſcher Natıona- 
lität, oder jeder zwar Däntſch redende, aber Deutſch füblende Unter⸗ 
than gegen jedweden Angriff auf Leib, Ehre und Eigenthum ſicher⸗ 
geſtellt werde, und zwar geſchehe dies dadurch, daß die Gemeinde, 
in deren Bezirk dieſes Geſetz übertreten werden ſollte, dem Ge⸗ 
ſchädigten eine angemeſſene Entſchädigung zahlen müſſe. Däne- 
mark ſoll überdies einen gewiſſen Fonds ausſetzen und an Preußen 
abliefern, aus welchem beſagte Entſchädigungsſummen zu zahlen 
ſein werden. Kann der Geſchädigte vor den däniſchen Tribunalen 
nicht billig Recht finden, dann fol es ihm vorbehalten bleiben, 


onſularamt gebr 
echt a ich. 


as 


Bundes zu Beſprechungen über die Bebandlung des 
techniſchen Poſtdienſtes zuſammengetreten. Bisher hatte jeder Staat 


ſeine beſondere poſtaliſche Technik. Da nun aber die geſammte 


Poſtverwaltung im norddeutſchen Bunde fortan eine einheitliche 


Geſtaltung erhalten fol, iſt es nothwendig, daß auch in dem tech 
niſchen Theile des Poſldienſtes eine vollſtändige Uebereinſtimmung 
herbeigeführt wird. Es ſollen daher die Formulare, Schemata, 
rlefbeutel, der bei der Verſendung der Poſtſtücke zu beobachtende 
odus und dergleichen gleichförmig eingerichtet werden. Hlerauf 
bezogen ſich die Beſprechungen der bier verſammelten Poſtbeamten. 
s wird nun, wie man hört, in faſt allen Beziebungen des Poft- 
dienſtes die preußiſche Technil zur allgemeinen Norm genommen 
werden. Die Beſprechungen hierüber find jo ſchnell gefördert wor⸗ 
den, daß dieſe Konferenz bereits geſtern geſchloſſen werden konnte. 
— Denmnächſt werden auch Poſt⸗Freimarken und Franko-Kouverts 
für den norddeutſchen Bund ausgegeben werden. Die Marken werden 
n der Mitte die Werthzahl tragen, umgeben von einem Eichenkranze, 
dle Unterſchrift „Norddeutſcher Poſt-Bezirk“ und in den vier Ecken 
oſthörner und geflügelte Räder erhalten. Die Verſchledenheit in 
er Geſtalt und Zeichnung der Marke ſoll die Unterſcheidung zwiſchen 
en Groſchen und Kreuzer⸗Marken erleichtern. 

— Für den Berelch der Marine iſt eine beſondere Feſtungs⸗ 
bau⸗Direkllon, mit ihrem Sitz in Friedrichsort, errichtet worden. 

um Direktor derſelben iſt der Major From vom Stabe des In- 
genteurkorps ernannt. 

— Bei der Armee ſteht für die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 
ſtandts die Abſchaffung der Prügelſtrafe in Ausſicht. Mannſchaften 
leſer Kategorie, bei denen ſich die übrigen Dieciplinarſtrafen als 
tuchtlos herausſtellen, ſollen zukünftig den Beftungsarbeiterabthei- 
ungen überwieſen werden. 

— (W.-3.) In diplomatiſchen Kreiſen wird beflimmt ver⸗ 
licher, Preußen ſel dis jetzt an der römtſchen Frage in keiner Welſe 
bethelligt, eben ſo wenig ſel eine Einwiſchung Preußens in Florenz 
* erfolgt oder in dem gegenwärtigen Stadium der Frage 

chtigt. 
wid Das Granatgewehr, von welchem man nach den 1600 7% 
beſtehlorcchenden Mitthellungen nicht wußte, ob es in Wir ichkeit 
w ht, oder bloß das Erzeugniß einer durch die Kugelſpriße u. 1. 
far aufgeregten Phantaſte iſt, ſoll nun in der That einen Haupt- 
abrikattonsgegenſtand der unter Driyſe's Direktion ſtehenden Waf⸗ 
fenfabrit zu Sömmerda bilden. Das Gewehr wird, wie man der 
„Aug. Zt.” ſchrelbt, gutem Vernehmen nach wirklich in der Armee 
zur Einfübrung kommen (natürlich, fügt der Korreſpondent hinzu, 
tach nur für einen kleinen Theil der Truppen, und auch für 
dleſen nicht augenblicklich, ſondern erſt nach mehreren Monaten). 

em „Self. Journ.“ beſtätigt man, daß das Granatgewehr das 
Giſchoß bis auf eine Entfernung von 1500 — 1700 Schritt ſchleu⸗ 
ert und daß die Wirkung eine ganz furchtbare ſel. Die „Aug. 
Ztg.“ bringt über die neue Woffe folgende Mittbetlungen: Dieſe 
— Waffe wird übrigens am beſten durch ihre Munition charak- 
firt, über welche wir hier einige Notizen geben wollen. Die 
atrone, einer gewöhnlichen Zündnadelgewehrpattone in der Form 


v. Vincke⸗Olbendorf. 


ſehr ähnlich, if 85 mm lang, 22,8 mm dick und wiegt 79 
Gramm (alſo 6 bis 7 Stück ein Zollpfund, oder 12 bis 13 auf 
ein Kilo). Die Zündpille iſt in der Mitte des Bodens der Pa- 
plerhülſe in einem papterenen Trichter in der Achſe der Patrone 
angebracht, wodurch ein Nadelſchloß mit kurzer Bewegung anwend- 
bar wird. Die Patronenbülſe umfaßt außerdem das eiſerne Ge⸗ 
ſchoß, den paplerenen gepreßten Fubrungesſpiegel und die Ladung 
von 10,5 Gramm feinen Musketenpulvere. Das etſerne Hoblge- 
ſchoß (an Größe und Geſtalt etwa einer Zwetſche vergleichbar) tft 
53 mm lang, bei einem ſtärkſten Kaliber von 19,5 mm und 
einem Gewichte von 88 Gramm, einſchließlich der Füllung. Dieſe 
beſtebt übrigens nur aus etwa 2,5 Gramm gewöbnlichen feinen 
Mus ketenpulvers (alſo aus keinem ſchärfer explodirenden Präpa- 
rate). Die hohle Zündſchrauße iſt am untern Eude wie ein kurzer 
dicker Stiel der gefährlichen Frucht eingeſchraubt und enthält die 
recht ſinnige Konkuſſionszündung. Die kurze Nadel ſteckt in der 
Achſe eines kleinen Schlagkörpers von Zinn, aus deſſen binterem 
Toeile fie mit dem ſtumpfen Ende vorſtedt, während ſich vorn die 
Spitze noch innerhalb befindet. Der Stoß des Geſchoſſes beim 
Abfeuern läßt ſodann die Spitze vortreten und der Zünder wird 
dann ſehr empfindlich, wäbrend er beim Transport ganz ımgrfähr- 
lich war. Vor dem beſchriebenen Nadelbolzen iſt natürlich die 
Zündpille angebracht (in gepreßtem Papier), in welche der erſtere 
unfeblbar eindringt, wenn das Geſchoß auf feiner Bahn einem 
Hinderniß begegnet. Die ganze Vorrichtung iſt alſo auf das Ge- 
ſetz der Träghelt gegründet, wie alle neueren Artilleriezünder, muß 
aber doch als beſonders einfach und als originell in der Ausfüb⸗ 
rung bezeichnet werden. Wir haben hier weder Anlaß noch Raum 
un Beruf, nähere Einzelheiten über dieſe neueſte Konſtruktlon des 
bewährten Technikers anzuführen. Die große Frage war natütlich 
der Rückſtoß der Waffe bel ſo ſchwerem Geſchoß; Dreyſe's Ge⸗ 
wehr hat daher ſtatt der gewöhnlichen Schäftung eine ſehr finn- 
reiche elaſtiſche Anſchlagvorrichtung (mit eingelegter Spirale), ähn- 
lich wie diejenige der bekannten Zündnadelwallbüchſen. Das Ka- 
liber des Gewehrs iſt etwa 21 mm oder 0,8 Zoll preußiſch, das 
Geſchoßgewicht auf den Quadratmillimeter des Querſchuttts etwa 
0,19 Gramm, die Ladung etwa 17 Prozent des Geſchoßgewichts. 
Hiernach kann die Anfangegeſchwindigleit und die fernere Geſtal⸗ 
tung der Bahn auf große Abſtände befriedigend fein, wenn man 
vabet in Betracht zieht, daß die Sprengwirkung der Geſchoſſe beim 
Aufſchlagen oder Einſchlagen noch als ein neuer, beſonders auch 
moraliſch wirkender Jaktor Hinzu kommt. 


u e ee Schulzeſchen Antrag, 
betreffend die Aufhebung der Koalitlons-⸗Beſchränkungen iſt be 
folgender Antiag eingereicht worden: Der Reichstag 


e, anſtatt 
definittver Annahme des Geſetz⸗Entwurfes (Nr. 103 der Drud- 


ſachen) beſchließen: „Den Herrn Bundeskanzler zu erſuchen: Bei 


der mit thunlichſter Beſchleunigung im Wege der Bundesgeſetz⸗ 
gebung erwarteten Reform des im Bundesgebiete beſtehenden Ge— 
werberechtes Bedacht zu nebmen: 1) auf Beſeitigung der, die 
Freiheit der Arbeitgeber und Arbeiter zu Verabredungen und Ver- 
einigungen Behufs Erlangung günſtiger Löhne und Arbeits bedin⸗ 
gungen, bisber beſchränkenden Ausnahme-Beſtimmungen; 2) auf 
Hinwegräumung der Schranken der freien Verwerthung der Arbeits- 
kräfte; 3) auf Beſtimmung über Einführung von Fabrik-Arbeiter⸗ 
Unterſtützungs- und Penfions-Kaffen nach Analogie der Knappſchafte⸗ 
Kaſſen.“ Als Antragſteller fungiren die Abgg. v. Brauchtiſch (Gen- 
thin), v. Dieſt, Leftmann, Dr. Friedenthal. Unterſtüßzt iſt der An- 
trag durch die Abgg. v. Seidewip-Bitterfeid. v. Schwarzkoppen. 
B. v. Hülleſſem. v. Levetzow. Graf Münſter. v. Cranach. Frbr. 
Dr. Pohlmann. v. Zehmen. Graf Kleiſt. 
Tobias. v. Einfiedel. L. Blum. v. Bülow. Dr. Künzer. Graf 
v. d. Schulendurg⸗Beetzendorf. Stavenhagen (Randow). v. Seide⸗ 
witz (Rothenburg). A. Graf v. d. Schulenburg-Filebne. v. Da⸗ 
vier. v. Saltzwedell. Dr. Köſter. v. Luck. Graf Bredow. Graf 
Dohna⸗Finkenſtein. F. Graf Solms⸗Baruth. v. Schaper. v. Brau- 
chitſch (Elbing). v. Seekt. Lucke. Graf Arnim. v. Hagemeiſter. 
Irbr. v. Hagke. Fürſt zu Solms. v. Waßzdorff. Arnim-Kröchlen⸗ 
dorff. Dr. Brenken. v. Auerswald. 

— Der Abg. Schreck hat beute eine von 32 Mitgliedern 
unterſtützte Interpellatton, welche die Emanatlon einer Konkurs- 
ordnung für den norddeutſchen Bund betrifft, eingebracht. 

— Die Kommiſſion zur Borberatbung des Poſttaxgeſetzes be 
rieth heute Vormittag. von 8 ½ bis 10 Uhr, kam jedoch über das 
Stadium der General⸗Diekuſſton nicht hinaus. Die nächſte Sitzung 
iſt auf Sonntag Vormittag anberaumt. 

Berlin, 18. Oktober. (Norddeutſcher Reichstag.) 22. Sitzung. 
(Schluß.) Abg. v. Hennig (gegen den Kommiffions-Entwurf): Zwiſchen 
den einzelnen Kategorien der vom Militärdienſt Befreiten walteten einige 
Verſchiedeupeiten ob. Mit den Reichsunmittelbaren ſeien Staatsverträge 
im Jahre 1854 abgeſchloſſen und dieſe ‚dürfe der Staat nicht wieder auf⸗ 
heben. Anders verhalte es ſich mit den Mennoniten. In Bezug auf dieſe 
ſei die Verfaſſung nicht aufgehoben, die Wehrpflicht beſtehe alſo. Ihr Glau⸗ 
bensbekenntuiß ſtehe dem nicht entgegen. Nach demſelben dürften ſie ſich 
überhaupt an keinen Staatsgeſchäften betheiligen. Von dieſem urſprüng⸗ 
lichen Dogma ſeien ſie aber in dem Laufe der Zeit zurückgekommen. Sie 
würden Geſchworene, Ortsvorſtände und betheiligten ſich ſehr lebhaft bei 
den Wahlen. — Auf einem Koneil der Mennoniten in dieſem Jahre und 
zwar in Holland haben 120 Gemeinden die Erklärung abgegeben, es ſolle 
dem weiſen Ermeſſen jedes Einzelnen überlaſſen bleiben, ſich an der Wehr⸗ 
pflicht zu betheiligen oder nicht. Die Veſtimmungen der Regierungen be- 
ruhen auch gar nicht auf geſetzlicher Grundlage, denn zu der Zeit, als die 
Wehrpflicht den Mennoniten bewilligt wurde, hatten wir noch keine allge⸗ 
meine Wehrpflicht, ſondern es Heftand das Kantonsgeſetz. Durch die Ge⸗ 
ſetzgebung vom Jahre 18488 find alle Ausnahmezuſtände aufgehoben. Ueber. 
dies exiſtirt lein Korrelat für die Befreiung von der Weyrpflicht. Es ſei 
bedenklich, den Mennoniten ihre Privilegien zu belaſſen, da die Selten hier⸗ 
durch eine große Ausdehnung gewinnen und ſomit die Weurkraft des Staa⸗ 
tes gefährden könnte. — Wer ſich als Staatsbürger nicht den nothwendig⸗ 
ſten Pflichten gegen den Staat fügen wolle, den könne der Staat nicht ge⸗ 
brauchen. — Gegen das letzte Alinea des Paragraphen muſſe er ſich er 


klären, denn wenn Schneider, Schuhmacher ꝛc herangezogen, fo wären ihre 
Arbeiten militäriſche Dienſtleiſtungen. Am beften wäre «8 daher, den gan⸗ 
zen Peſſus tu ſtreichen, ſollte dies aber nicht geſchehen, dann ſei es wün ; 
ſcheuswerth, den Zuſatz des Hrn. v. Forckenbeck anzunehmen. 


Abg » Binde (Olbendorf): Er fei für Aufrechtbaltung der Pri- 
vilegien der Mennoniten, dagegen 15 er den Zufag des Herrn v Forcken⸗ 
beck für überflüſig Der ganze Paragraph entdielte die Grunbfäge wahrer 
Humanität der Berückſichtigung der bürgerlichen Verhältniſſe gegenüber. Er 
hätte gewünſcht. daß in dem Parasruppen der Gru dſat ausgeſprochen 
wäre, unter gewiſſen Verhältniſſen konne eine Befreiung ftatıfinden; die 
einzelnen Fälle aber aufzuführen, ſei nicht zweckmäßig. Adg Weber 
(gegen den Geſetz⸗E twurf) Re «ner bittet, bei großer Unruhe im Haufe, 
um Beibehaltung des Alinea 6 und ſchließt ſich binſichtlich der N. o des 
Paragraphen den Ausführungen des Abg. v. Hennig an. Es wäre eine 
nicht zu billigende Härte, wollte man ſolche, die nach den Beſtimmungen 
des Geſetzes zum Krie,sdienſte nicht tauglich ſind, zu anderen Arbeiten ber⸗ 
anziehen, zumal ſolche Perſonen meiſt ſchwächlich ſind. Dieſer Paſſus konne 
nur dann Geltung erhalten, wenn das Wort „im Kriege“ einge ſchaltet 
würde. Es werde durch die Amendements der Abgg. von Hennig und von 
Forckenbeck in Wirtlichleit nichts gewonnen, des bald erkläre er ſich gegen 
dieſelben. — Adg v. Schweitzer: Er müſſe gegen die vom Abg. Top. 
knecht gethanen geſtrigen ueußerungen im Namen der Arbeiter proteſtiren. 
Herr Liebknecht ſcheine überhaupt jedes Geſetz zu verwerfen, weil er den 
Bund nicht anerkenne. Seine und feiner An änger Abſicht ſei es, den Bund 
freiheitlich zu geſtalten und nicht ihn in Gemeinſchaft mit Hrn. Liebknecht, 
dem depoſſedirken und dem mißgünſtigen Auslande zu ruiniren. Sie müß⸗ 
ten die Verdienſte Preußens und die Neugeſtaltungen anerkennen und dazu 
beitragen, die Beſtimmungen, welche zur Befeſtigung der Neugeſtaltungen 
dienten, durchzuſetzen. Der Abg. v. Welle empfiehlt fein Amendement, 
die nicht zum preußiſchen Staatsverbande gehörenden Mennoniten, nicht von 
dem den preußiſchen Mennoniten gewährten Privileg auszuſchließen. 


Der Schluß wird beantragt und angenommen. Perſönlich bemerkt 
der Abg. Liebknecht: Der Abg. v. Schweitzer habe ihm einen Gefallen 
gethan, indem er ihm Gelegenheit gegeben, zu erklären, daß er mit einem 
Doppelgänger des Herrn Wagner nichts zu thun habe. — Als Referent 
wendet ſich der Abg. Tweſten in längerer Ausführung gegen die einzelnen 
Amendements und ſucht die Ausnahmeſtellung der Mediatiſirten, Mennoni⸗ 
ten und Quaker zu rechtfertigen Die Kommiſſton halte es nicht für zweckmäßig, 
dieſe Privilegien noch weiter auszudehnen. Erfreulich ſei in dieſer Bezie⸗ 
hung die don den Vorſtehern der Mennoniten⸗Gemeinden eingegangene 
Petition, worin ausdrücklich gebeten werde dieſen Paſſus — ſie nämlich 
von der Militärpflicht zu befreien — nicht anzunehmen, da mit dieſer Be⸗ 
freiung zugleich das Verbot beſtehen bleibe, Grundeigenthum zu erwerben. 
Dem Abg. v. Vincke, welcher eine neue Klauſel in dem Paragraphen auf⸗ 
genommen wünſche, bemerke er, daß es nicht gut ſei, allgemeine Phraſen, 
deren Auslegung die Verwaltung zu beſtimmen habe, in ein Geſetz aufzu⸗ 
nehmen Er halte die Vorſchlage der Kommiſſion zu $.1 für gerechtfertigt 
und bitte um deren Annahme. — Es folgt die Abſtimmung. Bei derſelben 
wird das erſte Aline des §. 1 mit der Littera a faft einſtimmig angenom⸗ 
men, dagegen nur die Abgg. Bevel, Liebknecht, Förſterling und Reincke; 
Littera b wird ebenfalls mit großer Majorität angenommen; der Antrag 
des Abg. Melle aver, nach Probe und Gege robe, abgelehnt, ebenſo die 

© und der Antrag des Abg. Weder. dagen derben ber Antrag 

og. v. Cerckenbed uns. Ulinan Den g. 1 te der ganze S. 1, wie 
er aus ber Abſtimmung hervorgegangen, mit großer Majorität angenommen. 
— Der 5. 2 der Vorlage wird ohne Diskuſſion angenommen. — Der Brä- 
ſident theilt mit, daß der Abg. Graf Schwerin ſo eben folgenden Antrag 
zu $ 6 eingereicht habe: Der Reichstag wolle beſchließen, in dem fünften 
Alinea des 8 6 die Worte: „notowendige Verſtärkungen oder Mobilmachun⸗ 
gen“ zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: „ferner drohende Kriegsgefahr oder 
eine Mobilmachung des Heeres oder der Flotte der Ablauf der Präjenzzeit 
der bei Ausbruch eines Krieges während der Zeit vom 1. April bis zum 
30. September ausgehobenen Rekruten eine Verſtarkung der Kadres bis zum 
nächſten Eiuſtellungstermin von Rekruten nothwendig iſt.“ — Der Antrag 
wird ausreichend unterſtützt. — Die 88. 3 und 4 werden hierauf ohne 
Diskuſſion angenommen. — Zu 8 5 liegt das Amendement des Abg. 
v. Hoverbeck vor, das die Streichung dieſes Paragraphen beantragt — Es 
nimmt das Wort der Bundes-Kommiſſar v. Karezewski: Die Militär- 
Verwaltung würde bei Streichung dieſes Paragraphen nicht in der Lage 
ſein, die Truppen unter allen Umſtänden vollzählig zu machen, wozu das 
Bedürfniß unwiderlegrar; er bitte daher um Nichtſtreichung des $. 5. — 
Abg. v. Hoverbeck befürwortet darauf ſeinen Antrag, während der Abg. 
Stavenhagen (Halle) ſich dagegen erklärt. — Nachdem der Referent 
Abg. Tweſten die Annahme des — in der Faſſung der Kom⸗ 
miſſion befürwortet, wird §.5 mit großer Majorität angenommen, wodurch 
der Antrag des Abg. Hoverbeck erledigt iſt — Es folgt §. 6. Für deuſel⸗ 
ben haben ſich einſchreiben laſſen: die Abgg. Frhr. v. Moltke, Graf zu 
Eulenburg und v Room; gegen denſelben die Abgg. v. Hennig, v. Bockum⸗ 
Dolffs, Lasker, Graf Schwerin, Müller (Stettin), Duncker und Budden⸗ 
berg. — Zu demſelben liegen vor die Anträge der Herren Duncker und 
Hoverbeck; zwei Anträge von v. Hennig, v. Bockum⸗Dolffs und Schwerin. 
Ueber den Antrag der Abgg. Duncker und v. Hoverbed: die Worte: noth⸗ 
wendige Verſtärkung“ zu ſtreichen, iſt bereits namentliche Abſtimmung be⸗ 
antragt. — Zuerſt erhält das Wort gegen den Paras raphen der Abg. v. 
Hennig. — (Vice Praſident v. Bennigſen übernimmt den Vorſitz) Der 
Grundsatz, daß die Matroſen, jo lange die Schiffe auf See find, nicht ent⸗ 
laſſen werden, ſei richtig; anders aber liege die Sache, wenn die Schiffe 
in den Hafen ſtationiren. Bliebe nun die Beſtimmung der Kommiſſton 
beſtehen, jo ſei zu deſorgen, daß die ſchon vorhandene Abneigung der 
Matroſen, auf Kriegsſchiffen zu dienen, immer größer werde und 
den Uebertritt der Matroſen zu einer fremden Marine hberbeiführe. 
Doch konne er ſich mit dem Amendement v. Hoverbeck nicht einverſtanden 
erklaren. Er empfehle die Annahme des Amendements, welches aus⸗ 
ſpreche: „nothwendige Kriegsbereiiſchaft.“ Wenn man zur Vertheidigung 
der Worte: „nothwendige Verſtärkung“ anfübre, daß der Fall — — konne, 
daß man gegen ein Nachbarland wegen dort herrſchender Seuchen Militär⸗ 
Kordons ziehen müſſe, und es in einem ſolchen Falle ſchwierig und zu 
koſiſpielig ſei, die erforderliche Truppenzahl aus vielen von einander ent⸗ 
fernten —— zuſammenzuzieben, ſo ſei —— Bu maßgebend, da 
es ſich darum handle, dem einen Staatskörper größere Laſten aufzulegen, 
als dem andern. — Abg. Frhr. v. Moltke. Er finde in den Worten: 
„nothwendige Verſtärkung“ den ganzen — des Geſetzes. Mit 
dieſem Geſetz ſei der Regierung ein 2 pielraum gegeben. Wenn 
durch die Verfaſſungsurkunde die Präſenzſtärke der Armee normirt werde, 
fo ſchlieze das micht aus, daß nothwendige Falle für eine Normirung ein⸗ 
treten könnten. Die Regierung ſage ganz offen: in nothwendigen Fällen 
müſſen die Reſerven eingezogen werden. Man habe vorgeſchlagen, dafür 
zu ſetzen, „nothwendige Kriegebereiiſchaft“, er erinnere an den letzten 
Krieg. Wäre man damals genötbigt geweſen, eine größere Truppenmaſſe 
am Rhein auizuftellen, unter dem Namen Kriegsbereitſchaft, würde man 
den Krieg g habt haben (Bravo). Man habe von einer ſchwachen An⸗ 
griffsarmee geſprochen; hätten wir eine ſolche gehabt, jo würden wir die 
vorjaprigen Schlachtfelder nicht auf der Landkarte von Böhmen verzeichnet 
finden, ſondern in Schlefien, der Lauſit und vielleicht noch weiter zurück. 
Die Infanterie ſtehe zum großen Theile in den Feitungen und grogen " 
Städten, die nicht ganz entboßt werden könnten. Die Truppen konnten 
nur in ihren Sıaudquartieren „mobil gemacht werden und unſere Mobil⸗ 
machung ſei eme ſehr komplizirte. Man habe nicht notbig, die einzelnen 
Leute gegen die Regierung ſicher zu ſtellen. Sie alle wünſchten die Geſetze 
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N zu halten: ich bitte, die Worte: „nothwendige Verſtärkung“ unverändert an⸗ 
ie zunehmen. — Abg. Lasker: Das Geſetz bietet verſchiedene bedeutende Er⸗ 
8 leichterungen für den Einzelnen. Bei einem Militärgeſetz muß jedes Wort 
u genau erwogen we den. In den Worten „nothwendige Verſtärkung“ iſt die 
3 Grenze verwiſcht zwiſchen dem Militärdienſt der erſten drei Jahre und den 
ä fpäteren Jahrgängen. Behält man die Worte bei, ſo kann die Militär⸗ 


* Verwaltung auch im Frieden Verſtärkungen durch die Reſerven bilden; ſie 


| muß ſich aber einrichten, daß dies nicht nöthig iſt. Der Bundesfeldherr 
1 bat die 94 — der Armes in jedem Jahre feſtzuſtellen; fie darf aber 
u nicht 300,0,0 Mann überſchreiten. Das Amendement des Abg. v. Bockum⸗ 
Dolfſs laſſe den Unterſchied von Reſerve und Landwehr ſchwinden, räume 
im Gegentheil der erſteren größere Rechte als der Landwehr ein. Eine 
präcife Faſſung ſei auch wegen der ſpäteren Rechnungslegung geboten. Ein 
präziſer Ausdruck ſei unerläſſig und babe er und ſeine Freunde ihn in der 
ausgeſprochenen Kriegsbereitſchaft gefunden. — Die Abgg. Graf Henkel, 
Lette und Genoſſen ſtellen das Amendement für die Worte „nothwendige 
Verſtärkung“ die „außerordentlichen Verhältniſſe“ zu ſetzen. Das Amende⸗ 
ment findet Unterſtützung. Der Abg. Graf Eulenburg will an ein jo be⸗ 
deutendes Geſetz nicht den Maßſtab klein icher Verhältniſſe gelegt haben, 
die nur zu Trugſchlüſſen führten. Eine Grenzlinie ſei ſchwer zu ziehen 
und dürfe man wobl dem Bundesfeldherrn, der Militär⸗Verwaltung⸗ und 
den Führern der Armee ſo viel Vertrauen ſchenken, daß ſie ihre Befugniſſe 
nicht mißbrauchten. Mit den Vorſchlägen der Kommiſſien ſei er einver⸗ 
ſtanden bis auf die Einſchaltung der Worte „wenn den Umſtänden nach 
eine frübere Entlaffung nicht ausführbar iſt“. Der Abg. v. Bockum⸗Dolffs 
befürwortet fein Amendement, wodei er den Berichterſtattern unverſtändlich 
bleibt. — Abg. v. Roon: Er nebme als Abgeordneter das Wort für den 
Paragraphen und könne ſich im Weſentlichen mit den Ausführungen des 
Abg. v. Moltke einverſtanden erklären und noch binzufügen, daß, könne 
die notywendige Verſtärkung erſt nach ausgeſprochener Kriegsbereitſchaft, 
Mobilmachung u. ſ. w. eintreten, die nötbige Ausbildung der Mann⸗ 
ſchaften unmöglich werde und die Nachtheile entſtänden, wie ſie bei den 
Oeſterreichein zu Tage getreten. Auch er erkenne im P ragragh 6 den 
Kernpunkt des ganzen Geſetzes. Was eine militärihe Zweckmäßigkeit 
ſei, ſei auch militäriſche Nothwendigkeit. Der Abgeordnete Lasker babe 
erklärt, die Ausführungen des Herrn v Moltke üver 8 63 der Verfaſſung 
hätten ihn zu ſeinem Mißtrauen g gen den vorliegenden Paragraphen ver“ 
anlaßt. Vom S andpunkte des Abdel ſei ein ſolches Mißtrauen ge echt⸗ 
fertigt, aber die Geſetzgeber eines großen Landes ſeien von etwas höherem 
Staubpui kte zu beurtheilen, es feten die Perſonen anzufesen, welche dem 
Reichstage gegenüber ſtänden. Es ſei nicht ohne Bedeutung, wenn ein 
Beer Peiuiſter auch Vertreter des Volkes ſei und nicht allein die 
echte der Minifter, ſondern auch die des Landes wahren wolle. Nach der 
Bundes verfaſſung ſeien alle preuß ſchen Inſtitutionen und Reglements ein⸗ 
geführt u d babe die Regierung, wenn fie die Abſicht gehabt weiten Spiel ⸗ 
raum zu haben, viel eber gar kein Geſetz vorlegen müſſen. Das Miß⸗ 
trauen ſei auch nicht gerechtfertigt Betreſſs der vom Abg. Lasker angefüor⸗ 
ten Unterlaſſ ngsſünde u. f w, fo glaube er nicht, daß der Abg Lasker 
die Verantwortlichkeit übernehmen werde, wenn die Regierung eine ſolche 
ch babe zu Schulden kommen laſſen im Kriegsfalle. Es ſei dem erwäont 
worden, daß das gegen das Geſetz beobachtete Mißtrauen geeignet ſei, un⸗ 
angenehme Spaltungen hervorzuruſen und wolle er als Abgeordneter nur 
noch erwähnen, daß möglicherweiſe der Kundesrath durch die verſchiedenen 
Einwendungen und Abänderungen veranlaßt werden könne, das Geſetz ganz 
zurückzuziehen Mit dem Schwerin'ſchen Amendement könne er ſich ein⸗ 
verſtanden erklären. — Bundeskanzler v. Bismarck: Die Regierungen 
| ſeien nicht von den Motiven geleitet worden, die Machtvolltommenheit des 
Bundesfeldherrn anzuerkennen, ſon ern geſetzlich zu regeln, was unbeſtimmt. 
Die Bert eter der verbündeten Regierungen ſeien bis an die Grenze des 
Möglichen und über die der Zweckmäßig leit hinausgegangen, als fe den 
Kommiſſionsautrag nochmals einer ſorgfältigen prüfung unterzogen und 

auf einzelue ſeiner Forderungen eingegangen ſeien. Mit dem Amendement, 

das der Abg. Lasker vertheidigt, fi die Grenze des Bundesrathes über 
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N 6; j von R. 1 und die Verwaltun 
ö nen Dumm | 2 De gefährbeshen Jeiten das Wort Krieg aus⸗ 
wollen ſie dem ei . 


8 der Dienftzeit für ganze Kategorien oder für Einzelne eintreten zu 
aſſen und über das hinausgehen, was in der Regierungsvorlage ſelbſt 


als 1 der Kommiffton und aufgefordert von mehreren Mitgliedern 
der Majorität der Kommiſſion, in dem größten und bedeutendſten Theile 
des Referates nicht den Vertreter der Majoritä“ der Kommiſſion, ſondern 
den der Minorität gehört zu haben. — Der Präſident nimmt den Referenten 
in Schutz, inſoſern, als es ſchwer ſei, beim Berichterſtatter über jo viele 
verſchiedene Amendements ſeine perſonlichen Anſichten und wünſche nicht 
etwas mehr ins Gewicht fallen zu laſſen, als die der Gegner. 

einer perſonlichen Bemerkung nimmt das Wort der Herr Bun⸗ 
deskanzler Graf v. Bis marc: Der Herr Referent hat mich in einem 
Paſſus meiner Rede mißverſtanden. Ich habe nur von einem Sattler ge⸗ 
ſprochen und ihn als Beispiel für viele Handwerker aufgeftellt, die bei de ⸗ 
vorſtehender Kriegsgefahr eingezogen werden. Denn das erſte in dieſem 
Falle if, daß die Unifermirungen und Beſchaffuung von Munition vor- 
genommen werden und zwar wird das in der Regel nur durch Reſerviſten 
betrieben. Die Kürze der uns gelaſſenen Zeit hätte uns wohl darauf kon⸗ 
nen verzichten laſſen, auf ſo Formelles in den einzelnen Reden einzugehen, 
wir ſollten uns lieber an den Sinn der Rede balten. — Nach einer ferne⸗ 
ren perſönlichen Bemerkung der Abg. Graf v. Schwerin und Tweſten folgt 
die Abſtimmung. Bei . werden die drei erſten Alinea der Kom⸗ 
miſſionsvorlage der Reihe nach angenommen mit großer Majoritat; das 
Aliuea 4 der Regierungsvorlage wird abgelehnt; dagegen das Alinea 4 der 
Kommiſſionsvorlage, nach der Ableh ung der zu derſelben geſtellten Anträge 
der Abgg v. Hoverbeck und v. Hennig, angenommen. — Von den zu dem 
Alinea 5 der Kommiſſions Vorlage geſtellten Anträgen werden die der Agg. 
v. Hennig, Graf v. Schwerin und Graf Henckel abgelehnt; über den Ans 
trag v. Heverbed iſt namentliche Avſtimmung beautragt. Bei de. ſelben 
fimmen für de Autrag 81, gegen denſelben 165. De: Antrag iſt jomit 
ven worfen. Das ganze Alinea 6 und der 8. 6 wird in der von der Kom- 
miſſton vorgeſchlagenen Faſſung angenommen. Ein Vertagungs-Antrag 
wird abgelehnt. Die 39. 8 bis 10 werden ohne Diskuſſion angenommen. 
Zu 8. 11 liegen die Anträge v Hoverbeck und Duncker vor. Adg. Duncker 
vertheidigt ſeinen Antrag, den jungen Leuten, welche im Schießen und Tur⸗ 
nen gellot, und eine gewiſſe Fertigkeit darin nachweiſen, das Recht einer 
kürzeren Dienſtzeit zu verftatten. — Abg. v. Hoverbeck befürwortet feinen 
ie f an Stelle des Wortes „vorgeſchlagen“ zu ſetzen: „ernaunt.“ Offi⸗ 
ziere ſeien Staatsbeamte, die eben fo „ernannt“ werden müſſen, wie jeder 
audere Beamte. Die Faſſung der Vorlage laſſe Bevorzugungen zu, die 
beſeitigt werden müſſen. — Bundeskommiſſar v. Podbielski: Gegen den 
Antrag Duncker muß ich mich entſchieden erklären, der Antrag Hoverbeck 
iſt überflüffig, aber unverfänglich. 

Beide . werden hierauf abgelehnt und §. 11 in der Faſſung 
der Regierungsvorlage, $. 12 in der Faſſung des Kommiſſtonsantrages an⸗ 
genommen. Zu g. 13 liegt der Antrag des Abg. Meier (Bremen) vor. 
Der Antragſteller befürwortet ſeinen Antrag; wolle man ihn nicht anneh⸗ 
men, jo möge man lieber die Regierungsvorlage als den Kommiſſions⸗An⸗ 
trag annehmen. — Bundes⸗Kommiſſar Jachmann befürwortet die Ab- 
lehnung des Meier'ſchen Antrags. Es iſt unmoͤgllich, ein ſtehendes Korps 
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Seemannſchaften zu halten, wenn biefelben jährlich wechſeln ſollen. Das 
Marineperſonal 7 feine Dienftzeit mit feinem bürgerlichen Beruf. 
Das iR gleichfalls zu erwägen. — Abg. Meier (Bremen). Die jungen 
Leute im zwanzigſten Jahre werden es ſich zur Ehre anrechnen, drei Jahre 
in der Marine 1 1 zu können. — Referent Abg. Tweſten befürwortet 
die Ablehnung des Meier'ſchen Amendements, bleibt aber wegen der Un⸗ 
ruhe im Haufe unverſtändlich. Es werden ſodann die 88. 3, 14, 15 und 
16 der Geſetzesvorlage nach dem Kommiſſtons⸗Vorſchlage und nach Verwer⸗ 
fung der bezüglichen Amendements angenommen. Zu 8. 17 ſtellt der Abg. 
Dr. Buufen an den Bundes⸗Kommiſſar die Frage, ob es nicht wünſchens⸗ 
werth, in fremden Häfen für Kriegsfalle Erſatzſtationen einzurichten. — 
Der Bundes Kommiſſar Eontre-Adimiral Jachmann erklärt, daß die See⸗ 
leute der norddeutſchen Handelsmarine in den norddeutſchen Bundeshäfen 
angemuſtert würden und zugleich verpflichtet ſeien , dorthin zurüdzufehren 
zur Abmufterung. Für den Fall, daß irgend welche Umſtände die Rückkehr 
verhinderten, würde in Kriegsfällen kein Schiffs⸗Kommandeur die Aufnahme 
dieſer Mannſchaften verhindern. — Auch die 8. 17, 18 und 19 des Kom- 
miſſions⸗Antrages, ebenſo wie die Ueberſchrift und die Eingangsworte des 


Geſetzes werden angenommen. — Die wächjte Staa wird auf Sonn⸗ 
abend Vormittag 10 Uhr anberaumt und auf die Tagesordnung derſelben 
eſetzt: Der Kommiſſionsbericht über den Geſetzemwurf, betreffend das 
Poſſweſen, Schlußberathung über das Koalitiousgeſetz und event. Schluß⸗ 
beratyung über das Geſetz, betr. die Militär⸗Dienſtverpflichtung. — Schluß 


der Sitzung 4 Uhr 30 Min. 
laß, 14. Ottober. Die Einweihung des für die bier 
verſtorbenen Krieger des vorigen Jahres errichteten Denkmales wurde 
geſtern unter der Theilnahme einer unabſehbaren Volkemenge voll 
zogen. Vom Rathhauſe aus bewegte ſich der Zug unter Voran⸗ 
tritt des Comtié's und unter dem Geläute der Glocken nach dem 
Milttärkirchbofe; nicht blos die Spitzen der Ciwil- und Militär- 
behörden der Stadt und des Kreiſes, ſondern auch eine große An- 
zahl Beamte, faſt das ganze Offizter-Kocpe, ein großer Theil der 
Bürgerſchaft und verſchiedene Deputatlonen der Nachbackreiſe ſchloſſen 
ſich an. Auf dem Kirchbofe batte die bieſige Ltedertafel, der Sän⸗ 
gerchor des Gymnaſtums und das Muſitkorps des 62. Regiments 
bereits Aufſtellung genommen, welches letztere den ankommenden 
Zug mit einem Trauermatſch empfing und fo lange fortſetzte, bis 
der Zug ſich um das Denk wal geuppirt batte. Nach Abſingung 
des Coorals: „Wie fie fo ſanft zuben“ ſprach Herr Divifionepre- 
diger Kadelbach üder die Bedeutung des Tages. Darauf welbete 
Herr Militärpfarrer Viola das Denkmal ein. Herr Oberſt und 
Kommandant Kritter ſprach einige Worte über die ſegensreiche 
Wiikſamkeit des Comite’s zur Pflege vermundeter Krieger, welches 
ſich im vorigen Jabre bald nach dem Schlagen der erſten Schlach 
ten, als Tauſende von Verwundeten die Stadt Glatz paſſirten, ge⸗ 
bildet batte, und welches auch den Impule zur Errichtung dieſes 
Denkmals gegeben. Nach Abſtagung des zweiten Chorals ſchloſſen 
21 Kanonenſalutſchüſſe die würdige und erhebende Feier. Das 
Denkmal beſtebt au einem plereckigen Würfel, auf einem Sockel 
ruhend, über welchem ſich eln einfaches Marmorkreuz mit einem 
metallenen Chriſtus am Kreuz erhebt. Auf der vorderen Seite 
ſteben die Worte: „Zum ehrenden Andenken für die im Jahre 
1866 im Kampfe für das Vaterland gefallenen Preußen und Dxfter- 
reicher.“ An der Sette rechte ehts „44 Mann Preußen“, auf der 
Seite links „Al Mann Oeſterrecher.“ 
Lübeck, 18. Oktober. Die Eifenbahn-Zeitung meldet, der 


Juſtlzaueſchuß des Bundes rathes babe im Bundesrathe beantragt, 
die Regierung von Mecklenburg Steglitz aufzufordern, dem ver⸗ 
faſſungeloſen Zuſtande im Zürſtenttum Raßeburg ein Ende zu | 


achen. 

Dresden, 17. Oktober. Die große Chemnitzer Induſtrie⸗ 
Ausſtellung iſt am 15. d. M. geſchloſſen worden. Es find zu der⸗ 
ſelben im Ganzen über 180,000 Eintrittskarten ausgegeben wor⸗ 
den, allein der Erlös dafür hat nicht hingereicht, die Koſten des 
Unternehmens zu decken, jo daß ein bedeutendes Defizit fi heraus- 
ſtellt, von welchem nun einen Theil die Stadt Chemnitz, eingegan- 
gener Verpflichtung gemäß, übernehmen muß. — Die Villa des 
Herrn Reichskanzlers v. Beuſt su Faubegaſt iſt durch Kauf in das 
Eigenthum des Herrn Kommerzienratb Richard Hartmann zu Chem- 
nitz, des bekannten Maſchtnenfabelkanten, übergegangen. 

München, 17. Otto ber. Fürſt Hohenlohe hat Würtem⸗ 
berg, Baren und Heſſen auf Grund der Stuttgarter Abmachungen 
für nächſte Woche zu Militär⸗Konferenzen hlerher eingeladen. 

München, 18. Oftober. Die Abgeordnetenkammer hat in 
ibrer heutigen Sitzung den Gesetzentwurf, durch welchen dle Be⸗ 
ſchränkungen des Zins fußes aufgehoben werden, mit 112 gegen 20 
Stimmen angenommen. 


Ausland 

Wien, 18. Oktober. Eine Kaſſerliche Verordnung ſetzt die 
im Februar verfügte Suspenſſon der Weſetze zum Schutze der per- 
ſonlichen Freiheit und des Haus rechts in Südtprol außer Kraft, da 
die befriedigende Wahrnehmung gemacht ſei, daß dle Ruheſtörungen 
Rott baben und jede Gefahr für die öffentliche Sicherheit be- 
ſeitigt iſt. 

— Das Herrenhaus bat beute definitiv die Geſetzentwürfe 
über die Steuerfreiheit von Neubauten, ſowle über Vereins- und 
Verſammlungerecht angenommen, und zwar die erſten beiden in der 
von dem Abgeordnetenhauſe gegebenen Faſſung und letzteren mit 
eintgen Modiſikattonen. 

Paris, 17. Oktober. (K. 3.) Nachdem der geſtrige Mi⸗ 
niſterrath nach einer zweiftündigen Debatte auseinander gegangen 
iſt, ohne einen Entſchluß zu faſſen, berief der Kaijer feine Minifter 
auf beute zu einer abermaligen Beratung. Aber ſchon die geſtrt⸗ 
gen Verhandlungen ließen über die Entſchließungen, welche der 
Kalſer faſſen wird, keinen Zweifel beſſeben, und heute haben ver- 
ſchledene dochgeſtellte Perſönlichketten au der Börſe verkauft, jo welt 
ihr Kredit reicht. In der That IN die zweite Intervention „im 
Prinzipe“ beſchloſſen, obgleich Pring Napoleon noch heute Morgen 
ſeinem Katſerlichen Vetter die leshafteiten Vorſtellungen gemacht 
bat. Alles iſt feit Wochen auf den eien Wink zur Ausführung 
bereit. Ofſtztös iſt die ttalleniſche Regterung ſchon feit vorgeſtern 
auf den Entſchluß des Katſers vorberellel, und man ſprach von der 
Möglichleit des Rücktrittes von Mattazzl, und in der That erhielt 
Herr von Rotbſchild geſtern eine Depeihr, worin die Abdankung 
Rattazz's und die Aufforderung des Königs an Mordini, ein Ka- 
binet zu bilden, gemeldet wird, Aber die beute iſt dieſe Nachricht 
nicht beſtätigt, und weder auf dem auswärtigen Amte, noch auf 
der italtentſchen Geſandtſchaft batte wan Kenntuiß von dleſem Et⸗ 
eigntfje. Nun hat Nattazzt auch amiliche Kunde von der bevor⸗ 
ſtebenden Intervention, und der Katjer Napoleon hat an das 
ttalteniſche Kabinet und ſpeziell an den König Victor Emanuel 
die Zumuthung geſtellt, „Italien möge nur feine Ohnmacht, die 


Inſurrektlon in Rom zu unterdrücken, bekennnen und Frankreich 


dazu einladen, ſeine frühere Stellung in Rom wieder einzunehmen“. 

Florenz, 18. Oktober. Das Oberkommando an der Rö- 
miſchen Grenze iſt proviſoriſch dem General Riccottl übertragen 
worden. Derſelbe begiebt ſich wahrſcheinlich noch heute auf feinen 
Poſten. Das Gerücht von einer Einberufung neuer Altersklaſſen 
zur Armee iſt unbegründet. 


Pommern. 

Stettin, 19. Oktober. Der Arbeiter Büg ow, welcher ge⸗ 
fern Abend gegen 11 Uhr mit dem Jachtenſchiffer Krüger aus 
Swinemünde eln Schanklokal am Dampfſchiffsbohlwerk verlieh, gab 
beim dortigen Ausfall ein Zeichen, damit ſeine 16jährige Tochter 
Wilhelmine vom Bleichholm mit einem Boote nach dem dies ſeitig en 
Oderufer komme, um ihn und Krüger überzuſetzen. Nachdem das 
Boot am Ufer angelegt, beftieg es Krüger zuerſt und Bügom folgte. 
In dieſem Augenblick kenterte dasſelbe, die drei Inſaſſen ſtürzten 
ins Waſſer und nur dem des Schwimmens kundigen Schiffer Krü- 
ger gelang es, ſich zu retten, wogegen Bügow und ſeine Tochter 
ertranken. Die Leichen derſelben ſind noch während der Nacht auf⸗ 
gefunden. 

— Der bis Mitte d. M. in dem Hauſe Frauenſtraße Nr. 29 
wohnbaft geweſenen, jetzt nach Berlin verzogenen Klempnerfrau 
Lüdtke ſiad einige Tage vor ihrem Umzuge, während fie auf kurze 
Zeit ihre Wohnung verlaſſen, aus derſelben angeblich 77 Thlr., 
die fie im Betiſtroh aufbewahrte und die nur thellweiſe ihr Eigen⸗ 
tbum waren, ebenſo in den Tagen vom 11. bis 16. dem Parade⸗ 
platz Nr. 36 wohnhaften Poſtaſſiſtenten Koch aus unverſchloſſener 
Kommode circa 30 Tblr. geſtohlen. In beiden Fällen find die 
Diebe bisher nicht ermittelt. 

— Der Frau eines bieſigen Gerichtsbeamten iſt vorgeſtern 
Nachmittag auf dem Jahrmarkte ein etwas Geld, Theaterbillete ar. 
enthaltendes Portemonnaie aus der Kleidertaſche entwendet. 

— Wie wir bören, iſt der Kaufmann Herr F. W. A. 
Töpfer hlerſelbſt, Inbaber der an der Ecke der Schulzenſtraßt 
unter der Firma: A. Töpfer belegenen Eiſen⸗, Stahl- und Kurz⸗ 
magrendandlung, mittelſt Diploms vom geſtrigen Tage zum „Hof⸗ 
lieferanten Sr. Königlichen Hoheit des Kronprinzen von Preußen“ 
ernannt worden. 

— In dieſen Tagen find noch verſchledene von den bereits 
erwähnten Straßburg ⸗Scheerſchen Diebſtäblen berrübrende Gegen⸗ 
ſtände polizelli ermittelt und in Beſchlag genommen. Die in 
unferer früheren Notiz erwähnten ſieben Reef Leinewand, ſowit 
außerdem eine nachträglich aufgefundene bereits zu Hemden zer⸗ 
ſchnittene Reek find von der Lehrertochter in Warſow als ihr Eigen- 
tbum rekogniseirt. Sämmtliche in Beſchlag genommenen Sachen 
werden dem Kreisgeelcht in Cammin, das bekanntlich die Unter⸗ 
ſuchuug führt, überſan mt. 

— Der Poſt-⸗Aſſiſtent Hauf in Rügenwalde ift unter Ernen⸗ 
nung zum Poſt-Sekretar nach Köslin, der Poſt⸗Expedient Wordell 
von Neuſtettin nach Rügenwalde als Vorſteher der dortigen Poſt⸗ 
Expedition, und der Telegrapden-Selretär Ruſt von Harburg nach 
as ale Vorſteher der Telegraphen- Station in Iepterem Orte 
verſezt worden. re 45 

Stargard, 17. Dftober. Der een er abgrhuh 
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Vlehmarkt war ſowohl mit Pferden wie auch Fohlen und Rinduieh 


ziemlich ſtark beſetzt. Die Preiſe waren für gute Thiere boch ge⸗ 
ſtellt. Unter den Pferden und Fohlen wurde im Allgemeinen nur 
wenig gehandelt, hingegen unter dem Rindvieh war das Handels 
geſchaft lebhafter und wurde für einen guten Zugochſen 95 und 
für eine friſchmilchende Kuh 88 Thlr. bezahlt. 

Maſſow, 17. Oktober. (Od.-3.) Der Landrath v. Bier 
marck befand ſich heute bier, um die Chaufjeebauten zu beſichtigen 
und das Naugarder Thor, deſſen Abbruch angeregt worden, in 
Augenſchein zu nehmen. Jedenfalls wird das Thor nur erweitert, 
der alte runde Thurm aber erhalten werden. 

Wolgaſt, 18. Oktober. Am 14. d. M. it der Gefäng⸗ 
niß-Prediger K. Wilke in Stettin zum Archlidiakonus hlerſelbſt an 
Stelle des emeritirten Herrn Archidiakonus Niz erwählt worden. 


Schiffs berichte. 
Swinemünde, 18. Oktober, Nachmittags. Angekommen: Schiffe! 
Baron Hambro (SD), Kelſey, von Hull. Wind: S. Revier 14% F 
Strom ausgehend. 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 19. Oktober. Witterung: trübe. Temperatur + 11 „RN. 
Wind: SO. 
An der Bor ſe 


Weizen niedriger, loco per 2125 Pfd. gelber 99 bis 103 % bez. 
83 —Söpfd. gelber Oktober 102%, 102 bez. u. Br., Oktober⸗ 
ber 961% 4 Br., Frühjahr 95, 93%, 9% bez., 94 Br. 

Roggen nahe Termine wenig verändert, Ipätere niedriger, pr. 2000 
Bid. Ioco 68 —75½ 74 bez, Oktober 73½¼, 74 bez., Oktober - No 
8 Abit 71½ M bez. u. Br., 71½ Gd., Frühjahr 8j, 69, 68% 

eza 


ovem ; 


Hafer behauptet, loco pr. 1300 Pfd. 35—35½ bez., 4T—50pfb- 
Oktober 35%, % Gd., Frühjahr 35% . bez. u. Br. 
RED Hl wenig verändert, loco 11%, % Br., Oktober 11 ½ 3 be 


Getreidemarkt. Weizen und Roggen lot? 
5200 PR: 
netto 176 Bankothlr. Br., 175 Gb., pr. Oktober⸗November 172 Br., 1 


